
3fJ Beib1att 22.November 1950. 

l80/-/ \7 . 
~~r Abg. Dr~ S t üb e r ,,,. 

~ .l\.. -. 1 a u t zer und Genossen 

an den Bundeskanz1er~ . 
betreffend E:fseheinungsverbot der Wochenzeitung "Der Unabhängige". 

Zeitungsmeldungen zufolge hat sich ~er Alliierte Rat ·in seiner Sitzung 

vom 27.0ktober u~a. mit der in Graz erscheinenden Wochenzeitung "Der Unabhän­

giget! beschäftigt, wobei von de~ Mehrheit der Alliierten Elemente festgestellt 

wurde, dass eine Verletzung des Beschlusses des Alliierten Rates vom 1.Okto-. . 
ber 1945 seitens der genalli"'1ten Zeitung nicht vorliegeo Dementspreohend stimm-

ten die drei westlichon Alliierten einem AntragG des.sowjetrussischen Elemen-­

tes auf Einstellung des Blattes nicht zuo·Der Rat forderte lediglich die 

Österreichisehe Bundesregierung zu einem Berichte über die Zeitung auf, der 

mit 15.November bef~istet warQ 

Nunmehr erhielt die Eigentümerin des Wochenblattes "Der Unabhängigen, 

der tlAlpenländische Verlag" Klautzer & Co .. , von der Sieherhei tsdirektion . . 
Graz zur Zl o SD IV-Pr U 5/7-1950 mit dem Datum vom 20.Novemberl .. J. die Mittei-

lung, dass das Exekutivkomitee des Alliierten Ratos in seiner SitzUng vom 

l7.N"ovember beschlossen habe" die Wochenzeitung "Der UnabhängigeU . für die 

Dauer von drei Monaten einzuste11eno 

Zwangsläufig muss sich die Vermutung aufdrängen, dass auf den jetzigen 

~eschluss des Exekutivkomitees, der ~t den seinerzeitigen Feststellungen 

des Alliierten Rates in so .au_ffalendem Gegensatz steht1 der von der Bundes­

regierung abverlangte Bericht nicht ohne Einfluss geblieben sein kannq Es 

besteht die .Bem:ürchtung~d.ass diesfalls den Feinden österreichs, dia unabläs­

sig eine - tatsächlich nicht vorhandene -"faschistische Gefahr" in unserem 

Vaterlande zu beweisen suchen$ we~~ auch nur indirekt, Vorschub geleistet 

wurde. 

Die unterzeichneten Abgeordneten sind sich selbstverständlich darüber 

klar, dass eine Mög1iohkeit der Kritik an den Beschlüssen des Alliierten 

Rates und seines Exekutivkomitees nicht gegeben isto Sie wissen aber auch, 

wie sehr sich die Alliierten bei ihren Massnahmen auf das Urteil der öster-
,-

reichischen BundesregierJng verlassen~ wenn assieh um innere österreichische 
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Angelegenheiten handelt. Dies verpflichtet nach Ansicht der Unterzeichneten 

die Bundesregierung zu besonderer Behutsamkeit und Sachll.chkeit in Fragen 

des gesamt.österreichischen Ansehens vor dem Auslan4e. Dass dieses schwer 

leiden muss, wenn dem einer von 15 Nationalratsabgeordneten vertretenen 

politischen Gruppe nahestehenden Blatte der Vorwurf tffasohistischer, panger-

.manistisoher undmilitaristischern Propaganda zu'Reoht gemaoht würde, ist 

unbezweife1baro Ebenso unbezweifelbar ist die, Gefahr der Erschütterung des 

Vertrauens in die Pressfreiheit, wenn derartig schwerwiegende J(a.ssnabmen, 

wie das dreimonatige Ersoheinungsverbot eines Bla.ttes, nioht wirklich durch 

unwiderlegliohe Verstösse gegen die Grundlagen der Demokratie gereohtfertigt 

erscheinen. Dass solche Verstösse beitn ''Unabhängigen" aber nicht vorliegen, 
~ , 

hat der Alliierte Rat in seiner Sitzung vom 27.0ktober - trotz 'seiner sonsti-

gen Kritik an dem )Uatte - a.usdrücklioh festgestellt. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen da.her an den Herrn Bundes­

kanaler die 

Anfrage: 

'1. Welche "seinerzeitigen Sohritte*' gegen die Woohenzeitung 'lDer 

Unabhängigetl hat der .Alliierte Rat gemeint, als er darüber von der ' .. 

österreiohischen :Bundesregierung Auskunft verlangte? 

2. Ist der Herr Bundeskanzler bereit mitsuteilen, ob und Welchen 

Berioht er dem Alliierten Rat in Angelegenheit daß ''Unabhängigen'" ersta.tteto 

und auf welche Informationen - da. solohe von seiten der österreichisohan 

Behörden bei der genannten Zeitung direkt jedenfalls nioht eingezogen 

wurden - er sieh dabei stützte? 
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